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und Sabina Bobst (Fotos)

Bildungsforscherin Gita
Steiner-Khamsi provozierte
kürzlichmit derAussage, dass
die Schweiz zuwenig hoch
qualifizierte Arbeitskräfte
ausbilde. Das sorgte im Land,
das den dualen Bildungsweg
hochhält, für Empörung. Frau
Leemann,Herr Zürcher,
können Sie das nachvollziehen?
Matthias Zürcher: Ja, denn Frau
Steiner-Khamsi scheint eine
etwas eigenwillige Vorstellung
des Begriffs «hoch qualifiziert»
zu haben.MeinerMeinung nach
kann sich «hoch qualifiziert»
nicht auf die Bildungsstufe be-
schränken. Ein akademischer
Berufmit akademischemTitel ist
bei weitem keine hinreichende
Bedingung für einen hoch qua-
lifizierten Job. Da gehört schon
noch einiges mehr dazu.
Regula Leemann: Es geht ja um
den Fachkräftemangel. Den gibt
es einerseits in Branchen wie
Gastro- oder Baugewerbe. Aber
den gibt es auch auf Tertiärstufe
– also in Jobs, die einen Ab-
schluss von derUniversität, einer
Fachhochschule, einer Pädago-
gischenHochschule (PH) bedin-
gen. Grundsätzlich haben wir
zu wenig Menschen in der
Schweiz, um überhaupt abzude-
cken, was wir an Fachkräften
bräuchten. Das ist ein demogra-
fisches Problem.

Uns fehlen alsoMetzger,
Schreinerinnen, Köche, aber
auchÄrztinnen, Ingenieure und
Informatikerinnen.Warum
bildenwir die Fachkräfte aus
der zweiten Gruppe nicht
vermehrt selbst aus und holen
jene aus der ersten Gruppe aus
demAusland? ImMoment ist es
ja umgekehrt.
Leemann: Bei der Migration sind
es tatsächlich viele tertiär Gebil-
dete, die in die Schweiz kommen.
Abernicht nur.Grundsätzlich fin-
de ich auch, dass wir möglichst
viele Menschen in der Schweiz
selbst gut ausbilden sollten.Auch
die 10 bis 20 Prozent Jugendli-
chen, die zurzeit keinen Ab-
schluss der Sekundarstufe 2 er-
reichen, müssen wir in unseren
hoch qualifiziertenArbeitsmarkt
integrieren können.
Zürcher: Eben, aber die erreicht
man nicht mit einer höheren
Gymi-Quote, sondern mit einer
«Aufwertung»derBerufsbildung.
Auch schulisch weniger begabte
Jugendliche haben in unserem
System der dualen Bildung gute
Aussichten auf demArbeitsmarkt.
Die in gewissen akademischen
Kreisen verbreitete Geringschät-
zung oderUnkenntnis der realen
Berufswelt ist bedenklich und
überraschend realitätsfremd.
Fachkräftemangel entsteht nicht
durch eine zu tiefe Gymi-Quote,
sondern durch einen Mangel in
speziellen Berufen und einÜber-
angebot in anderen.

Ist es einfacher, denMaurer
aus Deutschland zu holen als
die Neurochirurgin?
Zürcher:Daswäre keine nachhal-
tige Haltung, kommt aber auf-
grunddes Kostendrucksvor.Aber
grundsätzlich ist unser Schwei-
zerModell der dualen Berufsbil-
dung ein Erfolgsmodell, sonst

würden sich kaum Bildungsde-
legationen aus der ganzen Welt
dafür interessieren. Beim Medi-
zin- oderETH-Studiumkommen
noch andere Faktoren hinzu: Es
ist anstrengend, braucht viel
Engagement, Ehrgeiz und Moti-
vation. Offensichtlich ist dies
vielen Gymi-Absolventen zu un-
bequem,und sie entscheiden sich
eben für ein anderes, «einfache-
res» Studium.
Leemann: Grundsätzlich ist der
Import von Fachkräften aus dem
Ausland problematisch. Diese
Länder tragen die Ausbildungs-
kosten, aberverlieren diese Fach-
kräfte.BeimFachkräftemangel in
Mint- und Care-Berufen haben
wir vor allem ein Geschlechter-
problem, im Pflegebereich ein
Problem der Attraktivität. In
der Medizin gibt es Jugendliche,
die das studierenmöchten.Aber
die Studienplätze sind kontin-
gentiert.

Es gibt vielerorts Gymi-Quoten,
das heisst: Nicht alle, die ins
Gymiwollen, schaffen es. Das
kritisiert Gita Steiner-Khamsi.

Sie sagt, dass der Zugang
vor allem jenen offenstehe,
die gefördertwürden.
Sprich: Akademikerkindern.
Leemann: Ein wichtiger Grund
für die in vielen Kantonen fest-
gelegte Gymi-Quote ist, dass
man dadurch die Berufsbildung
stärken möchte.Wenn zum Bei-
spiel plötzlich 50 Prozent ins
Gymnasium gehen, fehlen die
«leistungsstarken Jugendlichen»
auf derBerufsbildungsseite.Und
das heisst: Die Betriebe, die an-
spruchsvolle Lehren anbieten,
ziehen sich vom Lehrstellen-
markt zurück, weil sie diese
Jugendlichen ja nicht mehr als
Lernende erhalten. Es ist noch
nie so explizit gesagt worden,
aber es ist eine bildungspoliti-
sche Strategie: Die Gymi-Quote
gibt es, um die Berufslehre zu
stärken und zu schützen.
Zürcher: Das finde ich jetzt eine
steile These. Es erschliesst sich
mir nicht,warumwir eine höhe-
re Gymi-Quote brauchen sollten,
wenn doch belegt ist, dass bei
höheren Gymnasialquoten die
Jugendarbeitslosigkeit steigt.Wir
sprechen zuwenig über das Phä-
nomen der arbeitslosen Akade-
mikerinnen und Akademiker.
Ländermit dualer Berufsbildung
haben signifikant weniger er-
werbslose Erwachsene.
Leemann: Als Soziologin finde
ich in der Debatte um die Gymi-
Quote vor allem etwas hochpro-
blematisch: Nicht nur die Leis-
tung bestimmt darüber, ob je-
mand dieWahl hat, ins Gymi zu
gehen oder eine Berufslehre zu
machen, sondern der familiäre
Hintergrund. Und das ist auch

ein gesellschaftspolitisches Pro-
blem: Welche Kinder kommen
ins Gymnasium und haben die
Chance, das zu tun, was ihren
Wünschen entspricht?
Zürcher: Das mag im soziologi-
schen Sinne nachvollziehbar
sein, aber dies einzig mit dem
familiärenHintergrund zu erklä-
ren, scheintmir zu einfach – und
entbindet die PH und die Volks-
schulenvon ihrerVerantwortung
einer Sicherung des chancenglei-
chen Unterrichts.Vielleicht soll-
te es auch mal gestattet sein,
mehr fachliche Kompetenzen in
der akademischen Welt zu er-
warten. Die Lerninhalte einer
Matura sind seit einer gefühlten
Ewigkeit dieselben,während sich
die Berufsschulen und die höhe-
re Berufsbildung jedes Jahr mit
der Industrie und derWirtschaft
weiterentwickeln müssen.

Warum soll der akademische
Weg praktischerwerden?
Zürcher: Vielleicht nicht prakti-
scher, aber zu einer guten aka-
demischen Ausbildung sollten
auch praktischeHandlungskom-
petenzen gehören.Wir sehen es
doch täglich: Der Medizinstu-
dent, der später einmal Chefarzt
wird, was fehlt ihm? Bestimmt
nicht die medizinischen, anato-
mischen oder chemischen Kom-
petenzen, sondern Praktisches:
Sozial- und Führungskompeten-
zen, Resilienz, unternehmeri-
sches Denken und Handeln,
Selbstmanagement, Kollabora
tionsfähigkeiten. Dinge, die in
einerBerufslehre vom erstenTag
an gelernt werden müssen, weil
das Teil des sozialen Systems im

Betrieb darstellt. In den Univer-
sitätenwerden vielweniger ech-
te Persönlichkeiten herangezo-
gen als in der Berufslehre.
Leemann: Ichwürde Gymnasias-
ten undUniabsolventinnen nicht
unterstellen, dass ihnen Sozial-
und Handlungskompetenzen
fehlen. Mit der Bologna-Reform
ist man ganz stark in die Rich-
tung von «Employability» ge-
gangen, also dass man die Aus-
bildungen am Arbeitsmarkt
abstimmt,wo alle diese Kompe-
tenzen auch zu denAnforderun-
gen gehören.
Zürcher:Dieswardie gut gemein-
te Strategie derBologna-Reform,
man kann sich über deren Nach-
haltigkeit streiten. Die fast schon
inflationär auftauchenden Mas-
terabschlüsse lassen zumindest
leise Zweifel an derWirkung der
Reform aufkommen.

Sprechenwir noch über den
zweiten Bildungsweg. Ist es
wirklich effizient, zuerst eine
Lehre zumachen und dann am

Schluss doch an einer
Universität zu landen?
Zürcher: Volkswirtschaftlich ge-
sehen kostet dieser Weg nicht
mehr, denn die Kosten einer
Berufslehre trägt vor allem die
Wirtschaft. Die Kosten eines
Gymnasiums trägt der Staat.
Leemann:Dass esmöglich ist,den
Pfad zuwechseln, ist einewichti-
ge Errungenschaft. Allerdings ist
derzweiteBildungsweg sehrstei-
nig.Hiermussdie realeDurchläs-
sigkeit besserwerden, es braucht
mehr Unterstützung, um von ei-
nerBerufslehre an eine Universi-
tät zukommen.Umgekehrt ist das
weniger anspruchsvoll.

Warum sollte jemand den
zweiten, steinigen Bildungsweg
gehen,wenn die Berufslehre
und das Gymnasium angeblich
gleichwertig sind?
Zürcher: Das Problem ist, dass
noch immer das Paradigma in
den Köpfen der Leute herrscht,
wonach nur Studierte später et-
was imLeben erreichen.Das ent-
spricht einfach nicht derRealität.
Wirdürfen unsereverschiedenen
Bildungswege nicht gegeneinan-
der ausspielen. Die Berufslehre
muss die gleiche Wertschätzung
erhaltenwiedasGymnasium.Lei-
dermache ichdie Erfahrung,dass
die Geringschätzung der hand-
werklichenBerufe undderhöhe-
ren Berufsbildung vor allem aus
akademischen Kreisen kommt.
So wehrt sich zum Beispiel auch
SwissUniversities, also dieVerei-
nigung der universitären Hoch-
schulen,massivdagegen,dass die
höheren Fachschulen eine Auf-
wertung erfahren.

Ist die Gymi-Quote zu tief?
Streitgespräch mit Bildungsexperten Wieso importiert die Schweiz akademische Fachkräfte, statt sie selbst auszubilden?
Regula Leemann undMatthias Zürcher haben dazu unterschiedliche Meinungen.

Regula Leemann ist Leiterin der Professur Bildungssoziologie an der Pädagogischen Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW).
Matthias Zürcher ist Leiter der höheren Berufsbildung am Strickhof, dem Schweizer Kompetenzzentrum für Agrar-, Lebensmittel- und Hauswirtschaft im Kanton Zürich.

«Grundsätzlich
ist der Import
von Fachkräften
aus demAusland
problematisch.»
Regula Leemann

«Wir dürfen unsere
verschiedenen
Bildungswege nicht
gegeneinander
ausspielen.»
Matthias Zürcher
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Konrad Staehelin
und Jorgos Brouzos

DerBundesrat unternimmt einen
ersten Schritt, um die Schweiz in
dennächsten Jahrzehntenvor ei-
ner weiteren Grossbankenpleite
zu bewahren.Erhat amMittwoch
ein Gesetzesprojekt zu Liquidi-
tätshilfen ins Parlament ge-
schickt. Er hatte das Instrument
mittels Notrecht bereits imMärz
bei derNotübernahmederCredit
Suisse durch dieUBS angewandt.

Der Mechanismus (fach-
sprachlich: Public Liquidity
Backstop) ist folgender: Ziehen
Kunden in kürzester Zeit sehr
viel Geld ab und entstehen der
Bank deswegen Probleme, kann
die Nationalbank dieser flüssige
Mittel zur Verfügung stellen.
Sollte die Bank das Geld nicht zu-
rückzahlen können, bürgt imEx-
tremfall der Bund dafür. Im Fal-
le der CS ging es dabei um 100
Milliarden Franken. Die SP will
der neuen Vorlage nur unter der
Bedingung zustimmen, dass das
Parlament gleichzeitig fünf ihrer
Forderungen zurBankenregulie-
rung unterstützt.

HerrWermuth, die Garantie
für die Liquiditätshilfe durch
die Nationalbank ist ein
Instrument,umsystem-
relevanten Banken im Falle
einer Krise zu helfen. Sie ver-
knüpfen Ihr Jamit sachfremden
Forderungen, die die Bank
einschnürenwürden. Können
Sie uns erklären,warum das
keine Erpressung sein soll?
Das ist Politik.Undunsere Forde-
rungen sind überhaupt nicht
sachfremd: Liquiditätshilfemacht
nurSinn,wenn sie zuwenigerRi-
siken bei denGrossbanken führt.
Sonst ist das ein Freipass für die
Bank, weiterhin viel zu grosse
Risiken aufKostenderAllgemein-
heit einzugehen. Der Bundesrat
will aber trotz CS-Debakelweiter-
hin keine klaren Leitplankenvor-
geben.Das ist verantwortungslos.

Die Liquiditätshilfewar schon
lange vor demEnde der CS
geplant, und zwar ohne die
Zusatzbedingungen der SP.
Ihre Kritik daran ist vor allem
Wahlkampf.
Das ist ja gerade das Problem,die
Vorlage stammt vomMärz 2022.
Sie ist völlig überholt, man hat
die Lehren der CS-Krise vom
März 2023 überhaupt nicht be-
rücksichtigt.Wenn jemandWahl-
kampf betreibt, dann jene, die
jetzt so tun, alswäre alleswieder
in bester Ordnung. Die anderen
Parteien versuchen, sich durch-
zuschlängeln, ohne Position zu
beziehen.

In einer so komplizierten
Angelegenheit braucht es eine
saubereAuslegeordnung.
Warumwarten Sie nichtmit
Vorschlägen, bis die Experten-
kommission imAuftrag des
Finanzdepartements und
die parlamentarische
Untersuchungskommission
nächstes Jahr ihre Ergebnisse
vorstellen?
Wirwissen seit dem Tag, als wir
mit insgesamt 259Milliarden die
Finanzwirtschaft retten muss-
ten, dass die bisherige Regulie-
rung nicht funktioniert hat. Da
braucht es keine neuen Studien,

um herauszufinden, dass diese
neue Megabank vom ersten Tag
an viel zu hohe Risiken für die-
ses Land mit sich bringt. Wenn
wir das nicht möglichst bald in
denGriff bekommen,werdenwir
das bereuen.Dannwirdman uns
im Parlament in einem halben
Jahr erklären, man habe jetzt al-
les angeschaut und wolle nichts
weiter tun.

Ist die Vorlage für die
Liquiditätshilfe Ihre letzte
Chance, überhaupt noch
eine Bankenregulierung zu
erreichen?
Offensichtlich ist, dass bürgerli-
che Parteien auf Verzögerungs-
taktik setzen. Der Ständerat hat
unsere Motionen für ein Boni-
Verbot und höhere Eigenkapital-
vorgaben, die derNationalrat im
Frühjahr angenommen hatte,
bereits auf die lange Bank ge-
schoben. Dabei handelt es sich
um bescheidene Vorschläge. Es
gibt keinen Grund zu warten.

Die SP fordert fünf Mass-
nahmen. Unter anderem:
massivmehr Eigenkapital, eine
stärkere Finanzmarktaufsicht
und einen Deckel bei den
Bankerlöhnen.Wie kommen
Sie auf dieseVorschläge? Die SP
ist nicht unbedingt für ihre
Finanzmarktexpertise bekannt.
Hätte man vor dem Credit-Suis-
se-Skandal auf uns gehört, hät-
ten wir diesen Schlamassel so
nicht. Alle Massnahmen, die wir
vorschlagen,werden derzeit von
verschiedenen hochkarätigen
Expertinnen und Experten dis-
kutiert. Wir haben auch mit
ehemaligen und aktiven Mitar-

beitenden der Finanzmarktauf-
sicht Kontakt gehabt. Dass die
Massnahmen tauglich sind, be-
stätigen uns hinter vorgehalte-
ner Hand auch viele bürgerliche
Politikerinnen und Politiker.

Was bringt es,mehr
Eigenkapital vorzuschreiben?
Daswar bei der CS am Schluss
nicht das Problem, sondern
derVertrauensverlust.
Hätte die CS mehr Eigenkapital
halten müssen, wäre das Risiko
für den Steuerzahler kleiner ge-
wesen. Die Bank hätte weniger

riskante Geschäfte eingehen
können, das Vertrauen wäre
grösser gewesen, und sie wäre
im Krisenfall resistenter gewe-
sen.Das hätte dazu geführt, dass
dieAnlegerinnen undAnleger ihr
Geld nicht in diesem Ausmass
abgezogen hätten.

Die SPwill auch den Lohn
von Bankern beschneiden.
UBS-Chef Sergio Ermotti kam
in derVergangenheit auf ein
Salär von 12 bis 14Millionen
Franken.Aufwie viel Geldmuss
er verzichten,wenn Siemit
Ihrer Forderung nach einem
Gehaltsdeckel durchkommen?
So einGehalt ist bestimmtumein
Vielfaches überhöht.Das Zentra-
le ist das Signal:Verantwortungs-
losigkeit liegt nichtmehrdrin.Die
Unternehmenskultur muss sich
ändern: Es dürfenkeineüberhöh-
ten Risiken mehr eingegangen
werden, um millionenschwere
Boni abzukassieren. Denn wenn

es dann schiefläuft,muss dieAll-
gemeinheit das Milliardenfiasko
schultern.Wir sind aberauchhier
offen, einen Kompromiss zu fin-
den.Bis jetztwardie Bereitschaft
auf bürgerlicher Seite dafür aber
leider gering.

Was,wenn Siemit Ihren
Vorschlägen nicht
durchkommen?
Wirwollen es nun im Parlament
versuchen. Wenn das nicht
klappt, dann könnten wir diese
Verantwortung nicht überneh-
men und müssten das neue
Gesetz ablehnen.Danach prüfen
wir alle weiteren Instrumente.
Dann wäre auch eine Volksini
tiative ein Thema. Sicher ist:Wir
wollen vermeiden, dass wir am
Ende der Debatte im Parlament
ohne griffigere Regeln für die
Megabank dastehen.

Man könnte auch sagen, dass
Sie die UBS klein haltenwollen.
Ich würde sagen: «Schweiz-ver-
träglich».Die neueMegabank hat
eine Bilanz, die fast doppelt so
gross istwie unserBruttoinland-
produkt.Das ist schlicht zu gross.

Kämen Ihre Forderungen
durch,müsste die UBS im
Ausland höhere Risiken
eingehen, ummit der
Konkurrenzmitzuhalten.
Nein, siemuss ein Geschäftsmo-
dell wählen, das nicht derart ri-
sikobehaftet ist. Sie soll sich auf
die Kernaufgaben einer Bank in
einer Volkswirtschaft fokussie-
ren, nämlich Kredite zu vergeben
und Sparkapital zuverwalten.Al-
les andere, das wissen wir jetzt,
birgt mehr Risiken als Chancen.

Eine global aufgestellte
Universalbank,wie sie die UBS
jetzt ist, bringt enormeVorteile
für die SchweizerVolkswirt-
schaft. Sie beschneiden das.
Dass man das mit einer kleine-
ren Bilanzsummenichtmehr tun
könnte, ist eine Behauptung.
Zudem ist die UBS überhaupt
nicht die einzige global tätige
Bank, die in der Schweiz tätig ist,
auch wenn sie uns das glauben
machen will.

Was halten Sie
von Sergio Ermotti?
Ich habe ihn noch nie getroffen.
Aberals ich letzteWoche gesehen
habe, wie er vor den Medien die
neueStrategie präsentiert hat,bin
ich ein wenig erschrocken. Der
Auftritt hat mich an die Zeit vor
2008 erinnert. Damals hielten
sich die Banker für unantastbar.

DenAustauschmit
bürgerlichen Politikern hat
er offenbar bereits gesucht.
Ja, das sagt man. Es ist ja auch
ein Teil seines Jobs, darauf ein-
zuwirken, dass die bürgerlichen
Parteien Gesetzesverschärfun-
gen verhindern. Das nehme ich
ihmpersönlich nicht übel. Ich bin
allerdings enttäuscht über die
Parteien, die der Bankenlobby
hier blind folgen.

Bezirzt Ermotti Sie nicht?
Nein, gar nicht. Die UBS finan-
ziert ja auch bewusst nur bürger-
liche Parteien. Wahrscheinlich
hat es die UBS für chancenlos
angesehen, dass man uns von
strengerer Regulierung abbrin-
gen könnte.Das sehe ich auch als
ein Kompliment an.

«Viel zu hohe Risiken für dieses Land»
Credit-Suisse-Übernahme Er fordert klare Leitplanken für die neue UBS – und zwar schnell:
SP-Co-Präsident Cédric Wermuth sagt, mit welchen Mitteln seine Partei die Grossbank bändigen will.

Kämpft gegen einen «Freipass für die UBS»: Cédric Wermuth, Nationalrat und SP-Co-Präsident, bei einem Fotoshooting. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

«Hätteman vor
demCS-Skandal
auf uns gehört,
hättenwir diesen
Schlamassel
so nicht.»

So will die SP die Megabank kontrollieren

Mehr Kapital: Systemrelevante
Grossbanken müssen mindestens
15 Prozent hartes Eigenkapital
halten. Hinzu kommt eine progres-
sive Komponente je nach Risiko
des Geschäftsmodells und der
Grösse.
Weniger Handel: Systemrele
vante Banken dürfen keinen
Eigenhandel betreiben. Erlaubt
ist er nur mit einem klaren Kunden-
bezug.
Grössere Sicherheiten: System-
relevante Banken müssen bei der
Schweizerischen Nationalbank
flüssige Mittel reservieren. Diese

müssen mindestens 20 Prozent
der kurzfristig abrufbaren Kunden-
einlagen betragen.
Tiefere Saläre: Die zulässigen
Gesamtvergütungen für Mitarbei-
tende von systemrelevanten
Banken werden gedeckelt.
Stärkere Aufsicht: Die Finanz-
marktaufsicht soll gestärkt wer-
den. Fehlbare Manager sollen zur
Verantwortung gezogen werden
können. Verwaltungsbussen
gegenüber fehlbaren Banken
sollen möglich sein. Wichtige Fälle
sollen nach Abschluss veröffent-
licht werden. (red)


